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I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

1. des Bankgeschäftes Dr. Adolf & Co.,
offene Handelsgesellschaft, in

2. des Bankiers Dr. Adolf F in M(
3. des Bankiers Alfred K in

Beklagte und Revisionskläger*
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr,

gegen

den Wirtschaftskonsulenten Dr. Jakob V in ZI
S^ll^^gasse h  als Konkursverwalter Über das Vermögen der 
Hypothekar- und Commerzbank AG in ZflHB)»

Kläger und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr«

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 23. Oktober 1961 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr. Nastelski und der Bundesrichter 
Dr. Haidinger, Dr. Fischer, Dr. Nörr und Lieseeke

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts München vom 
5. November 1959 aufgehoben.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des 
Landgerichts München I vom 25. Februar 1957 wird zurüek-
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gewiesen, sov/eit unter Aufhebung des Vorbehaltsurteils 
vom 1. Januar 1953 die Klage zur Höhe von 307 635>55 DM 
nebst Zinsen abgewiesen worden- ist und dem Kläger 4/5 
der bis dahin entstandenen Kosten des Rechtsstreits auf“ 
erlegt worden sind.

Der Kläger hat ferner 4/5 der Kosten der Berufung 
gegen das Urteil des Landgerichts- München I vom 25. Fe- 
bruar 1957 und der Revision zu tragen.

Die Sache wird, soweit über sie nicht erkannt worden 
ist, zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die restlichen Kosten des Rechtsstreits, an das Be- 
rufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen *

*
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Tatbestand:

Der Kläger ist der Konkursverwalter in dem am 2. Dezem­
ber 1953 im Laufe des Rechtsstreits vom Handelsgericht Zürich 
eröffneten Konkurs über das Vermögen der Hypothekar- und 
Commerzbank in (im folgenden HC£) 9 die die Klage er­
hoben hatte« Die Beklagte zu 1, eine offene Handelsgesell­
schaft, ist die Rechtsnachfolgerin des Bankgeschäfts Georg 
E p j P B H l B  in Die Beklagten zu 2 und 3 sind Gesell­
schafter der Beklagten zu 1. Die Parteien streiten um die Aus­
zahlung von zwei Sperrmarkguthaben, die bei dem Bankhaus

für die HCB errichtet und geführt worden sind.

Der amerikanische Staatsangehörige Ernest A. L(
(früher l BI^H^:> der die deutsche Staatsangehörigkeit spä­
ter wieder erhalten hat) stand im Jahre 1951 mit dem Bankhaus 

in (im folgenden als die Beklagte zu 1
bezeichnet) in Geschäftsverbindung. unterhielt bei der
Beklagten zu 1 verschiedene Konten "Erworbene Sperrmark". Am 
9» Oktober 1951 erteilte er^der Beklagten zu 1 den Auftrag, 
von einem seiner Sperrmarkguthaben den Betrag von 118 000 DM 
auf ein Konto "Erworbene Sperrmark” zu überweisen, das für 
die HCB geführt werden solle. In dem Schreiben l B I B ^  vom 
9«. Oktober 1951 an die Beklagte zu 1 heißt es; "Das Konto 
unterliegt auch weiter den mit Ihnen meinerseits getroffenen 
Vereinbarungen gemäß Ihren Bedingungen.” Die Beklagte zu 1 
übersandte am 11. Oktober 1951 die Gutschriftsanzeige für 
das neueröffnete Konto Kr. 561 mit einem Schreiben v.amüll. Ok­
tober 1951, in dem es heißt: "Herr L ^ H ^ h a t u n s  mitgeteilt, 
daß für dieses Konto die zwischen Herrn l B B  und uns ge­
troffenen Vereinbarungen weiter Geltung haben. Haben Sie die 
Güte, Ihr Einverständnis damit kund zu tun ... und eine Ab­
schrift Ihres Handelsregistereintrages zuzusenden." Die HCB 
bestätigte den Empfang mit einem Schreiben vom 17. Oktober 1951 
- unterzeichnet von dem Mitglied des Verwaltungsrats Severo

und dem Prokuristen eC B  -, übersandte einen Handels-

» JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


registerauszug und erklärte sich mit dem restlichen Inhalt 
der Ausführungen der Beklagten zu 1 einverstanden.

Am 5. November 1951 Überwies Dr. H aus Zürich
von dem Sperrmarkkonto Dr. B bei der Beklagten zu 1
über das er verfügte, 65 000 DM auf das Konto der HOB. Die 
Beklagte bestätigte der HOB die. Überweisung mit einem Tele­
gramm vom 5* November 1951» in dem es hieß: Gleiche Bedin­
gungen wie bei bisherigem Einleger.11 In dem Bestätigungs­
schreiben heißt es: MDie Summe sollte als stille Beteiligung 
bei unserer Firma verwendet werden. Sie ist also langfristi­
ger Art und kann nicht kurzfristig abdisponiert werden.” Die 
Beklagte zu 1 schrieb am 14. November 1951 ah die HOB: "Wir 
bestätigen Ihnen hiermit, daß Sie über die z.Zt. bei uns ein­
gelegten neuerworbenen Sperrmarkguthaben von 65 000 DM und 
118 000 DM im Rahmen der frei
verfügen können."

Am 15. November 1951 überwies die Banque pour le Commerce 
in Gr^^den Betrag von 9 000 DM erworbene Sperrmark auf das 
Konto der HCB. Ein weiterer von dieser Bank überwiesener Be­
trag von 20 000 DM - Sperrmark wurde auf ein Sonderkonto 
Nr. 574 der HCB genommen.

Am 21. November 1951 überwies die Miehelisbank in Zürich 
durch ihren Bevollmächtigten von ihrem Sperrmarkgut^
haben bei der Beklagten zu 1 auf das Konto der HCB den Betrag 
von 157 896 DM. Am 50. November 1951 wurde in gleicher Weise 
ein Betrag von 159 895 DM überwiesen. Zum ersteren Betrag gab 

am 21. November 1951 der Beklagten zu 1 die Erklärung 
ab, daß der Betrag "langfristig" sei. Bei dem letzteren Betrag 
wurde auf der Gutschriftsenzeige vermerkt: "Lt. Weisung Ihres 
Bevollmächtigten E. A. ist dieser Betrag als langfristig
angelegt zu betrachten. Über die Laufzeit werden noch beson­
dere Vereinbarungen getroffen."
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Ara 27o und 51» Dezember 1951 wurden je 50 000 
- Sperrmark - von der Firma Export & Import
(Inhaber Ki^||P) auf das Konto der HOB überwiesen, 
hat hierzu eine Verkaufsmitteilung der HOB vom 14. 
1951 über den Verkauf von 100 000 DM - Sperrmark - 
Firma m P ^ P  vorgelegt.

Der Kläger 
Dezember 
an die

Am 11. Januar 1951 überwies L ^ ^ P  von seinem Sperrmark­
guthaben bei der Beklagten zu 1 auf das Konto der HOB den Be­
trag von 83 855 DM. Er schrieb am gleichen Tage der Beklag- 
ten zu 1: "Ich bestätige Ihnen hiermit als Bevollmächtigter 
der HOB, daß die der genannten Bank heute in meinem Auftrag 
vergüteten 83 855 DM als Festgeld mit halbjährlicher Kündi­
gung zu betrachten sind."

Am 21. Januar 1952 wurden von der Bank für 
160 000 DM Sperrmarkguthaben auf das Konto der HOB überwiesen, 
Dazu schrieb die Beklagte zu 1 an die Klägerin: "Nach Angaben 
von Herrn ^ie Einlage langfristigen Charakter.
Bitte bestätigen Sie uns, daß Sie mit jährlicher Kündigung 
zu 5 $ einverstanden sind."

Die HOB hat am 12. November 1951 der Beklagten zu 1 fol­
gende Vollmacht für übermittelt:

"Y/ir bestätigen Ihnen hiermit, daß Herr Ernest A. 
bevollmächtigt ist, über unser Konto "neuerworbene Sperrmark" 
die ihm gutscheinenden Verfügungen zu treffen. Die von Herrn 

gegebenen Weisungen können Sie als in unserem Aufträge 
und für unsere Rechnung erteilt und für uns rechtsverbindlich 
betrachten."

Als die HCB am 27. Januar 1952 der Beklagten zu 1 einen 
Auftrag zur Übertragung eines Betrages von 100 000 DM ihres 
Sperrmarkguthabens auf die B ^ P  Hypotheken- und Wechselbank 
in erteilte, erwiderte diese, daß das Gesamtguthaben

9
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lt. Weisung des Generalbevollmächtigten der HCB als
langfristige Einlage zu betrachten sei. Die HCB widersprach 
und berief sich darauf, daß solche Verfügungen be­
stritten habe. Sie erklärte, daß Verfügungen über ihr Konto 
ihrer schriftlichen Bestätigung bedürften und verlangte die 
Ausführung ihrer Aufträge. Die Beklagte erwiderte, daß die 
Dispositionen langfristig erfolgt seien und daß sie
im Hinblick darauf entsprechende Geschäfte getätigt habe.
Sie schrieb u.a.: "Wir haben bisher in korrektester Weise 
die uns auf lange Prist gegebenen Summen sorgfältig verwal­
tet und in Unternehmungen investiert, die Ihrem Kreise be­
kannt sind.”

Die Beklagte zu 1 erteilte am 1. August 1952 Kontoaus­
züge über die beiden Konten Nr. 561 und Nr. 574 per 30. Juni 
1952, die mit 581 950 DM bezw. 11 700 DM erworbene Sperrmark­
guthaben abschließen. Sie weigerte sich weiterhin, den Auf­
trägen der HCB bezüglich dieser Guthaben zu entsprechen.

Am 12. März 1953 erklärte die HCB, sie trete die beiden 
Guthaben bei der Beklagten zu 1 mit allen diesbezüglichen Rech­
ten an Herrn J. R ^ ^ ^  in "als Vertreter des effektiven
Gläubigers als Eigentum" ab. Sie sei dafür angewiesen und be­
zahlt. Am 21. Mai 1953 beauftragte R ^ ^ J P  die HCB mit der 
Einziehung der Guthaben im eigenen Namen. Die HCB hat mit der 
im Mai 1953 im Urkundenprozeß erhobenen Klage von dem Betr|£ 
der Salden per 30. Juni 1952 im Hinblick auf eine in Höhe von 
214 791 DM bestehende Beschlagnahme der Oberfinanzdirektion

- Devisenüberwachung - einen Teilbetrag von 378 000 DM 
geltend gemacht.

Die Beklagten haben Klagabweisung beantragt und einge­
wendet, R ^ H B  habe die Klagforderung an die Immobilienbank 
in Zürich weiterabgetreten. Der Rechnungsauszug sei unvoll­
ständig, weil er nicht die durch den Bevollmächtigten der HCB
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L vorgenommenen Verfügungen über die Sperrmarkguthaben
enthalte. Die Beträge seien illegal in die Schweiz gebracht 
worden und an die HOB zurückgeflossen. Lie HOB habe sich aus

schäfte eingeschaltet.

Durch rechtskräftiges Vorbehaltsurteil vom 1. Juni 1953 
wurden die Beklagten als Gesamtschuldner zur Zahlung von 
378 000 DM unter Vorbehalt ihrer Rechte im Nachverfahren ver­
urteilt. In den Gründen ist ausgeführt, daß die Klagbefugnis 
der HOB nachgewiesen sei, weil sie mindestens von der zuletzt 
berechtigten Immobilienbank das Inkassomandat erhalten habe. 
Die Beklagten hätten mit den im Urkundenprozeß zulässigen Be­
weismitteln nicht den Nachweis geführt, daß die HOB oder ein 
bevollmächtigter Vertreter derselben rechtswirksam über das 
Sperrmarkguthaben in Höhe der Klagforderung verfügt hätten.

Im Nachverfahren teilte die HOB mit, R ^ f f t  habe ihr 
im Einverständnis mit der Immobilienbank, di ei ko ine Rechte 
an der Forderung mehr geltend mache, durch Erklärung vom 
2. November 1953 die Prozeßführungsbefugnis entzogen und 
klage nunmehr im eigenen Recht. Ihren angekündigten Antrag, 
die Parteibezeichnung entsprechend zu ändern, stellte sie 
in der mündlichen Verhandlung nicht. Im Hinblick auf den am 
2. Dezember 1953 über das Vermögen der HOB eröffneten Konkurs 
wurde die Unterbrechung des Rechtsstreits gemäß § 240 ZPO vom 
Gericht festgestellt. Der Kläger nahm als Konkursverwalter 
der HOB den Rechtsstreit auf und erklärte, daß R ^ ^ P  mit 
der Fortführung des Rechtsstreits durch ihn in Prozeßstand­
schaft einverstanden sei. R ^ 0 P  stehe eine Forderung von 
192 195 sfrs nebst Verzugszinsen gegen die HOB zu. Mit ihm 
□ei vereinbart worden, daß der Prozeß auf sein -Risiko und 
seine Kosten vom Kläger geführt werde und daß das Ergebnis 
des Prozesses in erster Linie zur Deckung der Prozeßkosten 
und in zweiter Ijinie zur Zahlung der Schuld der HOB von 
192 195 sfrs nebst Verzugszinsen von 5 seit 2. Dezember 1953

spekulativen Gründen zusammen mit L in die Sperrmarkge-
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zu verwenden sei. Der Überschuß solle an die Konkursmasse 
abgeliefert werden.

Die Beklagten haben im Nachverfahren beantragt, das Vor­
behaltsurteil aufzuheben und die Klage abzuweisen. Sie haben 
in erster Linie geltend gemacht, der Kläger sei nicht berech­
tigt, die schon vor der Konkurs er Öffnung aus dem Vermögen der 
HCB ausgeschiedene Forderung auf Grund einer Rückubertragung 
der ihr entzogenen Prozeßführungsbefugnis fortzuführen. Der 
effektive Gläubiger, für den na°k der Abtretungsur­
kunde die Forderung erworben habe, sei die Deutsche Notenbank 
der Sowjetzone, die für einen Auftraggeber zur Bezahlung von 
Waffenlieferungen an Ostblockländer ein Akkreditiv bei der 

. HCB gestellt habe. Dieses Akkreditiv habe der Direktor 
der HCB veruntreut. Er sei deswegen zu drei Jahren Gefängnis 
verurteilt worden. Die Abtretung an sei devisenrecht­
lich wie eine solche an die Deutsche Notenbank zu betrachten 
und daher nicht durch die Allgemeine Genehmigung der Abtre­
tung von Sperrmarkguthaben gedeckt. Auch die Übertragung der 
Prozeßführungsbefugnis auf den Konkursverwalter sei ein geneh­
migungspflichtiges Geschäft. Die Konkursmasse habe auch kein 
Interesse, die Forderung der Deutschen Notenbank geltend zu 
machen. Da die Forderung der Deutschen Notenbank durch die 
übernommenen Prozeßkosten und Verzugszinsen auf etwa 420 000 DM 
angewachsen sei, bleibe für die Konkursmasse nichts übrig.

Gegenüber der Guthabenforderung haben die Beklagten vor­
getragen:

L^^PI habe die Beklagte veranlaßt, aus den Sperrmark­
konten Kredite an von ihm bezeichnete Personen zu gewähren. 
Bereits seit Anfang 1951 habe er der Beklagten diejenigen 
Firmen benannt, denen die Beklagte Darlehen bewilligen sollte 
Dabei sei vereinbart worden, daß die Sperrmarkguthaben nicht 
abgezogen werden dürften, solange die Kredite liefen. Am 
16. November 1951 habe auch ausdrücklich erklärt, daß
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er bei der Bewilligung der Kredite einer Reihe von Firmen 
maßgebend mitgewirkt habe. Er übernehme die selbstschuld­
nerische Bürgschaft "für die mit meiner Genehmigung einge­
räumten Kredite, wenn und soweit meine und meiner Freunde 
Sperrmarkguthaben zur Saldierung der Verpflichtungen der 
oben genannten Kunden nicht ausreichen sollten.” Biese Kredit­
gewährungen im Hinblick auf die Sperrraarkguthaben seien unzu­
lässig gewesen. Bie Beklagte sei daher im Unterwerfungsver­
fahren wegen fahrlässigen Verhaltens mit einer Buße belegt 
worden. habe aus den bei der Beklagten unterhaltenen
Sperrmark-Konten Barlehen im Betrage von 1,8 Mill. BM gewäh­
ren lassen und damit seine sämtlichen Konten bei der Beklag­
ten, über die er verfügungsberechtigt gewesen sei, darunter 
diejenigen der HOB, erschöpft. Bie Kredite seien auf besonde­
ren Konten verbucht worden, v/eil der Zusammenhang mit den 
Sperrmarkguthaben nicht habe erkennbar werden dürfen. L^|^^ 
habe auch anerkannt, daß die Konten der HOB restlos erschöpft 
seien, indem er am 11. Januar 1952 der Beklagten die "Lang­
fristigkeit” der Guthaben der HOB bestätigt habe. Bamit sei 
gemeint gewesen, daß die Guthaben durch Kredite ausgehöhlt 
seien, und, solange die Kredite nicht zurückgezahlt wurden, 
nicht zurückgefordert werden konnten. Ein großer Teil der 
Kredite sei in Wahrheit den Kreditnehmern gar nicht zugeflos­
sen, sondern bei diesen von L^|^P abgefangen und in bar 
durch Mittelsmänner in die Schweiz verbracht worden, wo sie 
zur Anschaffung heuer Sperrmarkguthaben zu dem erheblich ge­
ringeren Kurs der Sperrmark zwecks neuen Transfers verwendet 
worden seien. Erst Anfang Bezember 1951 habe die Beklagte 
von diesem illegalen Transfer von Sperrmark in die Schweiz 
erfahren. Bas Mitglied des Verwaltungsrats der HOB, 
sei über die Art der Geschäfte L ^ ^ | ^  im Bilde gewesen. Bie 
HOB sei konkursreif gewesen und habe gegen Provision ihren 
Namen zur Tarnung von Konten Lesters hergegeben und diesem 
auch uneingeschränkte Vollmacht für die Konten gegeben. Biese 
seien nur zum Schein auf den Namen der HOB errichtet worden, 
um gegenüber der Bevisenüberv/achung nicht zu hohe Guthaben

»
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in Sperrmark in Erscheinung treten zu lassen. Auch 
die Kontoauszüge und Saldoanerkenntnisse seien zum Schein 
abgegeben worden. Die Überweisungen und Dr.
in Höhe von 266 855 DM auf den Kaufpreis für die Aktien der 
HOB gemäß dem Kaufvertrag zwischen P ^ f ^  und vom
7. Oktober 1951 seien nur zum Zwecke der Täuschung der

Bankenkommission über die Aktiven der HCB auf deren 
Konto vorgenommen worden.

Die Beklagten haben hilfsweise mit den ihnen abgetretenen 
Ansprüchen L ^ | u n d  Dr. auf Rückzahlung dieser
Beträge aufgerechnet und geltend gemacht, der Aktienkaufver­
trag sei von Anfang an nichtig gewesen oder durch Rücktritt

oder durch Anfechtung Mantellos wegen Täuschung über 
den Wert der Aktien hinfällig geworden.

Im übrigen habe L^|^Pauf Grund seiner Vollmacht über 
die Sperrmarkguthaben in vollem Umfange verfügt, indem er die 
Beklagte beauftragt vhabe, bestimmte Kredite, die die Guthaben 
erheblich überstiegen, auszuzahlen, und auch erklärt habe, 
die Guthaben sollten für diese Kredite haften.

Der Kläger hat zur Präge.der Prozeßführungsbefugnis gel­
tend gemacht, daß R ^ | ^  die erteilte Ermächtigung zur Pro­
zeßführung nicht während des Rechtsstreits habe zurücknehmen 
können. Er. könne daher den in Prozeßstandschaft für R ^ ^ | ^  
geführten Rechtsstreit-als Konkursverwalter der HGB für diese 
fortsetzen. R ^ ^ ^  sei Treuhänder für eine ausländische Bank, 
die er nicht nennen wolle. habe für diese Generalvoll­
macht. Die Forderung der Bank, die durch einen leitenden Ange­
stellten der HCB geschädigt worden sei, belaufe sich auf einen 
geringeren Betrag als die Klagforderung. Die Konkursmasse sei 
daher an ihrer Einziehung interessiert.

Zur sachlichen Begründung des Klaganspruchs hat der Klä­
ger noch vorgetragen;
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Die Kontoauszüge und die Saldoanerkenntnisse seien 
bei der Abtretung vorgelegt worden, so daß der Einwand, sie 
seien nur zum Schein abgegeben, gemäß § 405 BGB entfalle« Die 
Konten seien im übrigen als ernstgemeinte angelegt und fort­
geführt worden. Auf den Konten hätten sich allerdings neben 
Geldern der HOB und ihrer Kunden auch solche des in
Höhe von 477 791 DM befunden, die aber nicht eingeklagt wür­
den. habe nicht gewußt, daß mit Hilfe der
Sperrmarkguthaben unzulässige Geschäfte durchgeführt habe 
oder durchzuführen beabsichtigte. Die Vollmacht sei überdies 
nicht dazu bestimmt gewesen, Verfügungen über die
eigenen Guthaben der HOB und ihrer Kunden zu ermöglichen.
Die HOB habe auch keine Vorteile aus den Geschäften 
gehabt. Die Überweisungen von 118 000 DM, 65 000 DM und 
85 855 DM seien echte Kaufpreis Zahlungen gewesen. Der Kauf­
vertrag sei wirksam abgeschlossen und bestehe noch.

Die Kreditgewährungen auf Veranlassung seien
devisenrechtlich unzulässig gewesen und könnten daher die 
Guthaben nicht berühren. Insbesondere habe keine wirk­
samen Kreditaufträge für die HOB erteilen und nicht wirksam 
die Haftung der Guthaben für bestimmte Kredite vereinbaren 
können. Es bestehe auch kein Zusammenhang zwischen den auf 
Veranlassung etwa durch die Beklagte ausgezahlten
Krediten und dem Konto der HOB. Diese habe erst Anfang 1952 
davon erfahren, daß die Beklagte die Sperrmarkguthaben als 
"langfristig”, "leer", "festgofroren" oder "ausgehöhlt" be­
trachtet habe. Unter den von vereinbarten. Bedingungen
habe sie solche über Fälligkeit und Verzinsung verstanden, 
aber von Kreditgewährungen aus ihren Guthaben durch 
oder Auszahlungen zum Transfer in die Schweiz nichts gewußt. 
L^PPP habe auch ihr gegenüber damals bestritten, über die 
Gelder der HOB verfügt zu haben, und die Einwendungen der Be­
klagten als unbegründet bezeichnet. In jedem Falle habe 
Lester, wenn er über die Guthaben der HOB verfügt habe, seine 
Vollmacht erkennbar mißbraucht. Die HOB und erst recht der

»
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Kläger als Konkursverwalter brauchten dies nicht gegen sich 
gelten zu lassen. Es habe ein Zusammenwirken mit der
Beklagten bei den unzulässigen Geschäften ohne Beteiligung 
der Organe der HOB Vorgelegen. L^J^t sei damals nicht Mit­
glied des Verwaltungsrats der HCB gewesen. Seine Wahl zum 
Mitglied am 27. Dezember 1951 sei erst am 16. Juli 1953 im 
Handelsregister eingetragen und vorher nicht wirksam gewesene

Das Landgericht hat (durch Urteil vom 20. Juni 1955) 
das Vorbehaltsurteil aufgehoben und die Klage abgewiesen.
Es hat die Frage der Zulässigkeit der Prozeßführung durch 
den Konkursverwalter dahingestellt gelassen und die Klage als 
sachlich unbegründet erachtet. Das Oberlahdesgericht hat durch 
Urteil vom 29. Juni 1955 dieses Urteil nebst dem ihm zugrunde­
liegenden Verfahren aufgehoben und die Sache an das Landgericht 
zurückverwiesen. In den Gründen ist ausgeführt, die Prozeß­
führungsbefugnis könne nicht ungeprüft bleiben, da ihr Mangel 
von Amts wegen zu berücksichtigen sei. Sie sei zu bejahen.
Die Prozeßführungsbefugnis der HCB sei durch das Vorbehalts­
urteil mit bindender Wirkung für das Nachverfahren festge­
stellt. Es sei unerheblich, daß der Zessionär ihr
die Prozeßführungsbefugnis wieder entzogen habe, denn die 
Erklärung sei mit Erhebung der Klage unwiderruflich geworden. 
Der Konkursverwalter habe den Prozeß auf nehmen • können. Der 
ausländische Konkursverwalter sei berechtigt, inländisches 
Vermögen zur Masse zu ziehen. Bei dem Vorbehaltsurteil han­
dele es sich um einen Massegegenstand im weiteren Sinne. Die 
Masse sei sogar dann betroffen, wenn die Klagforderung abge­
treten sei, die Weiterverfolgung vom Konkursverwalter aber 
aus besonderen konkursrechtlichen Gründen für da.önirch^er^r' 
achtet werde. Der Konkursverwalter habe hier mit ver­
einbart, daß dieser den Betrag, der nach Abdeckung seiner 
Unkosten und seiner Forderung von 192 195 sfrs übrig bleibe, 
an die Konkursmasse abführen werde. Die Beklagten hätten 
keinen Beweis dafür angetroten, daß kein Überschuß verbleibe.
Es bestehe also ein eigenes Interesse der Konkursmasse an der
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Fortführung des Prozesses. Ferner seien gemäß dem anzuwenden­
den Hecht der Schweiz nach der Eröffnung des Konkurses Uber 
das Vermögen einer Aktiengesellschaft die Organe nicht mehr 
zur Vertretung befugt, sondern allein der Konkursverwalter.
Er müsse daher zur Aufnahme und Fortführung eines seither 
von der Gemeinschuldnerin geführten Prozesses berechtigt sein. 
Im übrigen sei das Ergebnis nicht anders, wenn noch die Organe 
insoweit handeln könnten, weil der Konkursverwalter vorliegend 
im offensichtlichen Einverständnis mit den Organen der Gemein­
schuldnerin aufgetreten sei.

Das Landgericht hat (durch Urteil vom 25. Februar 1957) 
das Vorbehaltsurteil wiederum aufgehoben und die Klage erneut 
abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat dieses Urteil auf die 
Berufung des Klägers abgeändert und das Vorbehaltsurteil mit 
der Maßgabe aufrechterhalten, daß der von der Oberfinanzdirek­
tion - Gruppe Devisenüberwachung - M ^ m ^  beschlagnahmte Teil­
betrag von 100 000 DM auf ein gemeinsames Konto der Oberfinanz­
direktion und des Klägers zu zahlen ist. Mit der Revision ver­
folgen die Beklagten ihren Klagabweisungsantrag v/eiter. Der 
Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen. Er hat erklärt, 
mit der Teilklagc den Anspruch aus dem Konto Nr. 574 in Höhe 
von 11 700 DM und. aus dem Konto Nr. 561 bis zur Höhe von 
378 000 DM geltend zu machen.

Entscheidungsgründe:

Ao Zur Prozeßführungsbefugnis des Klägers.

I. Das Berufungsgericht bejaht die Prozeßführungsbefug­
nis des Klägers bereits deshalb, weil sie mit dem rechtskräf­
tig gewordenen Urteil, durch das das erste Urteil des Landge­
richts aufgehoben und die Sache in die Vorinstanz zurückver­
wiesen v/orden war, bindend festgestellt sei. Diese Bindung be­
steht jedoch, wie die Revision zutreffend hervorhebt, nicht

»
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für das Revisionsgericht. Zwar ist § 565 Abs, 2 ZPO in den 
Fällen der §§ 538, 539 ZPO entsprechend anzuwenden (vgl. RG 
HRR 1935 Nr. 205 « JW 1935, 39 Nr. 10), aber diese Bestimmung 
betrifft nur die Bindung des Gerichts, an das die Sache zu­
rückverwiesen worden ist oder des zurückverweisenden Gerichts, 
an das die Sache erneut gelangt. Das Revisionsgericht, das 
mit der Sache noch nicht befaßt war, kann aber nicht an das 
frühere Urteil des Berufungsgerichts gebunden sein. Dieses 
Urteil unterliegt, da es zu einem Bestandteil des angefochte­
nen Urteils geworden ist, insoweit seiner Nachprüfung. Die 
von der Revision erörterte Frage, in welchem Umfang bei einer 
Aufhebung wegen Verfahrensmangels eine Bindung eintritt, kann 
auf sich beruhen. Auch bedarf es keiner Prüfung, ob das Be­
rufungsgericht in seinem früheren Urteil zutreffend die Pro-r 
zeßführungsbefugnis der HOB bereits aus der bindenden Kraft 
des Vorbehaltsurteils entnommen und die Befugnis des Konkurs­
verwalters zur Fortführung des Rechtsstreits in Prozeßstand­
schaft für mit Recht bejaht hat. Das Berufungsge­
richt hat im angefochtenen Urteil zur weiteren Begründung 
der Prozeßführungsbefugnis des Klägers noch dargelegt, daß

’s.die Abtretung der Guthabenforderungen an wegen Ver­
stoßes gegen MilRegG 53 nichtig sei, weil R ^ ^ P  für die 
sowjetzonale Notenbank aufgetreten sei. Die Klagforderung 
sei daher bei der HOB verblieben; habe sie nach dem
hierfür maßgeblichen deutschen Recht nicht erworben. Die 
hiergegen erhobenen Rügen der Revision sind nicht begründet.

II. Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausge­
gangen, daß die Abtretung der Sperrmarkguthaben der HOB an 

der in der Urkunde als Vertreter des effektiven 
Gläubigers bezeichnet wird, der Devisengenehmigung bedurft 
hätte, weil für die sowjetzonale Deutsche Notenbank
aufgetreten ist. Die Abtretung war, was die Revision zu 
Unrecht bezweifelt, nach deutschem Devisenrecht zu beurtei­
len, weil sie einen im Bundesgebiet befindlichen Vermögens-
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wert betrifft. Unerheblich ist, wie die Gerichte der Schweiz 
die Abtretung beurteilen würden. Auf die Abtretung ist nach 
deutschem internationalen Privatrecht deutsches Recht anzu­
wenden, weil die abgetretenen Guthaben diesem als Schuldsta­
tut unterlagen (HG JW 1933» 2582). Ob sich die Parteien 
deutschem Recht unterworfen haben, was die Revision als maß­
geblich erachten will, ist ohne Bedeutung. Für das der Abtre­
tung zugrundeliegende Rechtsgeschäft mag schweizerisches Recht 
anzuwenden sein. Dieses Geschäft interessiert hier nicht. Es 
ist daher auch nicht ersichtlich, inwiefern es erheblich sein 
soll, ob der sowjetzonalen Stelle tatsächlich Ansprüche gegen 
die HOB zugestanden haben, worüber nach Ansicht der Revision 
eine Beweisaufnahme nötig gewesen wäre. Die Beklagten haben 
im übrigen selbst vorgetragen, Direktor P ^ H P -  der HOB habe 
ein Akkreditiv der Deutschen Notenbank veruntreut und die 
daraus erwachsend Schadensersatzforderung belaufe sich ein­
schließlich Verzugszinsen bereits auf über 4-20 000 sfrs.

III. Das Berufungsgericht betrachtet R ^ | ^ l  als Treu­
händer der sowjetzonalen Notenbank, auf den die Übertragung 
in der Absicht vorgenommen worden sei, der Abtretung diejenige 
innerdeutsche Wirkung zu verschaffen, die eine genehmigungs­
lose Abtretung an die Deutsche Notenbank niemals hätte haben 
können. Die Revision rügt, das Berufungsgericht habe § 128 ZPO 
verletzt, weil nicht vorgetragen worden sei, bei der Abtre­
tung sei eine Umgehung des MilRegG 53 beabsichtigt gewesen.
Es kann dahingestellt bleiben, ob das Berufungsgericht dem 
Vortrag der Beklagten entnehmen konnte, es solle die Absicht 
der Umgehung des MilRegG 53 behauptet werden. An der rechtli­
chen Beurteilung des Sachverhalts wird im Ergebnis nichts ge­
ändert, wenn die Feststellung einer Umgehungsabsicht bei der 
Abtretung an R ^ f p l  entfällt. Die Beklagten haben vorgetra­
gen, daß als Strohmann für die sowjetzonale Deutsche
Notenbank aufgetreten sei. Dieser habe Ersatz für ein von der

»
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HOB veruntreutes Akkreditiv geleistet werden sollen, das im 
Zusammenhang mit Waffenlieferungen in Ostblockländer gestan­
den habe. Das Zusammenspiel mit dem Osten habe nicht erkenn­
bar gemacht werden sollen. Der Kläger hat erklärt, daß effek­
tiver Gläubiger der Forderung eine ausländische Großbank sei, 
deren Name nicht genannt werden solle. sei von dieser
bevollmächtigt, über die Forderung zu verfügen, die als 
Ersatz für ein Akkreditiv übertragen worden sei, das die 
"von Herrn R ^ J ^ P  vertretene ausländische Bank" gestellt 
habe und von einem leitenden Angestellten der HOB veruntreut 
worden sei (Anl. 1 Bl. 225). Diese Bank habe ausdrücklich 
auf das Bankgeheimnis hingewiesen. Er sei daher nicht in der 
Lage, den Namen zu nennen. Das Berufungsgericht stellt fest, 
daß die sowjetzonale Notenbank gemeint sei. Die Abtretung 
könne nicht anders behandelt werden, als wenn R ^ ^ ^ ^  dabei 
als Vertreter der Deutschen Notenbank gehandelt hätte.

ein Angestellter der Immobilienbank, die die Inter­
essen der Deutschen Notenbank vertrat, erscheint bei richti­
ger rechtlicher Betrachtung nach dem unstreitigen Sachver­
halt nicht als Treuhänder der Deutschen Notenbank, der die 
Guthaben ernstlich für sich erwerben sollte. Die Revision 
verweist selbst darauf, daß die Ostblockländer bei gewissen 
Geschäften in der Schweiz allgemein Schweizer Personen "vor- 
schieben". Die HOB kannte unstreitig die Stellung von R ^ ^ | ^  
als einer von der Deutschen Notenbank vorgeschobenen Person 
und war damit einverstanden, daß diese selbst das abgetrete­
ne Guthaben erwarb, weil ihr gegenüber eine Schadensersatz­
pflicht bestand. Sie war an der Einschaltung R ^ ^ ^ ' s  nicht 
interessiert. Die Abtretung ist im beiderseitigen Einverneh­
men mit R ^ 0 ^  als vorgeschobener Person vorgenommen worden. 
Sie ist als Scheingeschäft gemäß § 117 Abs. 1 BGB nichtig.
Die Rechtsübertragung erfolgte durch verdecktes Geschäft 
(§ 117 Abs. 2 BGB) unmittelbar auf den Hintermann, die Deut­
sche Notenbank (vgl. RGZ 69, 44, 47; Enneccerus/Nipperdey, 
Lehrbuch des bürgerl. Rechts Bd. I § 179 IV 2). Mit Recht
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führt das Berufungsgericht aus, R könne nicht anders
behandelt werden, als wenn er als Stellvertreter der Deut­
schen Notenbank aufgetreten wäre.

Notenbank betreffende Abtretung ist daher unabhängig von der 
Absicht einer Umgehung, des MilRegG 53 zutreffend als ein 
Rechtsgeschäft angesehen worden, das einen im Gebiet i.S. 
des Art. I c MilRegG 53 befindlichen Yermögenswert betrifft, 
der im Eigentum einer Person außerhalb des Gebietes steht. 
Die Übertragung von DM-Sperrmarkguthaben auf einen anderen 
Devisenausländer mit gewöhnlichem Aufenthalt, Hauptnieder­
lassung oder Sitz außerhalb Deutschlands ist durch die All­
gemeine Genehmigung Nr. 49/51 (BAnz vom 3» März 1951 S. 2) 
gestattet worden. Die Übertragung an eine Person in der 
Sowjetzone Deutschlands ist dagegen genehmigungspflichtig 
geblieben (vgl. die von den Beklagten vorgelegte Auskunft 
der Landeszentralbank von Bayern Bl. 415 GA).

V. Das Pehlen der Genehmigung nach MilRegG 53 machte 
das Rechtsgeschäft schwebend unwirksam. Die Rüge der Revi*  ̂
sion, das Berufungsgericht habe § 139 ZPO dadurch verletzt, 
daß es nicht mit den Parteien erörtert hat, es wolle der 
Abtretung keine Wirksamkeit beilegen, ist nicht begründet. 
Die Beklagten hatten selbst auf die Allgemeine Genehmigung 
Nr. 49/51 hingev/iesen. Ob die Beklagten die rechtliche Trag­
weite der fehlenden Genehmigung richtig erkannt haben, ist 
ohne Bedeutung. Das Berufungsgericht konnte auch unbedenk­
lich davon ausgehen, daß die Genehmigung nicht mehr nachge- 
holt werden würde. Die Genehmigung könnte nur auf Antrag 
eines am Rechtsgeschäft Beteiligten erteilt werden. Der Klä­
ger, der durch die Beklagten bereits im Schriftsatz vom 
21. September X955 (Bl. 362) auf die Allgemeine Genehmigung 
Nr. 49/51 hingev/iesen worden ist, hat keinen Anlaß gefunden,

IV. Die auf R lautende, in Wahrheit die Deutsche
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die Genehmigung nachzuholen. Zu Unrecht rügt die Revision, 
das Berufungsgericht habe gemäß § 139 ZPO mit den Parteien 
erörtern müssen, daß eine Genehmigung noch erteilt werden 
könne und im Deviseninteresse auch erteilt werden würde.
Die Beklagten waren nicht berechtigt, einen Antrag auf 
nachträgliche Genehmigung zu stellen. Sie haben selbst vor­
getragen, R ^ ^ l ^  und die HCB hätten die Beteiligung der 
Deutschen Notenbank nicht offenbar werden lassen wollen, und 
der Kläger hatte noch im Schriftsatz vom 7« Oktober 1959 
(Bl. 1522) die Deutsche Notenbank als überhaupt nicht betei­
ligt bezeichnet. Bin Antrag auf nachträgliche Genehmigung 
war daher von seiner Seite keinesfalls zu erwarten und eine 
Erörterung mit ihm hierüber erübrigt sich.

VI. Die Revision meint, daß bei Annahme der Unwirksam­
keit der Abtretung mangels Genehmigung im Ergebnis doch ein 
Umgehungsgeschäft gebilligt werde, weil der Kläger in der 
Schweiz die Zahlungen der Beklagten an die sowjetzonale No­
tenbank abzuführen hätte. Es liege daher ein Verstoß gegen 
MilRegG 53 im weiteren Sinne vor. Der von der Revision ange­
führte Gesichtspunkt könnte allenfalls dazu führen, die Zah-f» 
lung an die HOB oder den Kläger als eine solche anzusehen, 
die auf die Forderung einer juristischen Person mit Sitz im 
Währungsgebiet der DM (Ost) erfolgt und daher nur auf ein 
DM-Sperrkbnto in der Bundesrepublik vorgenommen werden darf 
(Allgemeine Genehmigung Nr. 75/55). Die Einziehung der Gut­
haben durch den Kläger fällt aber nicht deshalb unter das 
Verbot des MilRegG 53, weil für ihn in der Schweiz Sine Ver­
pflichtung zur Abführung an eine Person im Währungsgebiet 
der DM (Ost) besteht, die zum Erwerbe der Guthaben nur mit 
Genehmigung und zur Einziehung nur auf Sperrkonto berechtigt 
wäre. Der in der Schweiz ansässige Kläger kann die Guthaben 
ohne devisenrechtliche Beschränkungen einziehen. Ob er mit 
dem Erlös Verpflichtungen zu erfüllen hat, die im Inland nur
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mit Genehmigung erfüllt werden könnten, muß bei der Beurtei­
lung von Rechtshandlungen nach dem MilRegG 53 grundsätzlich 
außer Betracht bleiben«

VII. Das Berufungsgericht folgert aus der Unwirksam­
keit der Abtretung an die Deutsche Notenbank, daß die Klag­
forderung in die Konkursmasse gefallen ist. In seinem Urteil 
vom 29. September 1955 (S. 21/22) hatte es die Auffassung 
vertreten, der ausländische Konkursverwalter sei berechtigt, 
inländisches Vermögen vor deutschen Gerichten zur Masse zu 
ziehen. Diese Auffassung wird zutreffend von der Revision 
als unrichtig bezeichnet. Nach § 237 KO ergreift der Aus­
landskonkurs nicht das inländische Vermögen. Der.Gemein­
schuldner bleibt in Bezug auf seine Inlandsforderungen ver- 
fügungs- und prozeßführungsbefugt (BGH, Urt. v. 4. Februar 
I960 - VII ZR 161/57 - WM I960, 348). Der Kläger hat aller­
dings geltend gemacht, daß der Staatsvertrag zwischen dem 
Kanton Zürich und dem Königreich Bayern vom 11. Mai 1834 
über die gleichmäßige Behandlung der gegenseitigen Staatsan­
gehörigen im Konkursfall noch in Kraft sei und infolgedessen 
abweichend von § 237 Abs. 1 KO der Konkurs in der Schweiz 
sich auch auf die in Bayern belegene Klagforderung erstrecke, 
dio vom Konkursverwalter zu der einheitlichen Masse einzuzie­
hen sei. Es bedarf keiner Entscheidung, ob dieser Staatsver- 
trag noch gilt (bejahend für die den Konkurs betreffenden 
Staatsverträgo der Dander RGZ 24, 12; verneinend Jaeger, KO 
60/7. Aufl. 237 A. 6; Norman, JW 1927, 1308). Denn der Kläger, 
ist in jedem Falle befugt, die Klagforderung gerichtlich gel­
tend zu machen. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, daß nach 
dem für die Vertretung der ausländischen juristischen Person 
maßgebenden Recht der Schweiz nach der Eröffnung des Konkur­
ses über das Vermögen einer Aktiengesellschaft deren Organe 
nicht mehr zur.Vertretung befugt seien und daß allein der 
Konkursverwalter hierzu berechtigt sei. Das Berufungsgericht
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befindet sich mit diesen Ausführungen in Übereinstimmung 
mit der Entscheidung des Reichsgerichts RGZ 153, 200 (= JW 
1937» 1507 mit Anm. Bley). Aus § 237 KO ist nicht, wie die 
Revision meint, zu folgern, daß die gesetzliche Vertretung 
der ausländischen juristischen Person durch den Konkursver­
walter im Inland nicht anerkannt werde. Diese Wirkung der 
ausländischen Konkurseröffnung muß auch im Inland beachtet 
werden. Sie beruht auf der nach dem ausländischen Recht zu 
regelnden Präge der gesetzlichen Vertretung und betrifft 
nicht den Beschlag des inländischen Vermögens für den Konkurs 
(vgl. Mentzel/Kuhn, KO § 237 A. 2). Der Schutzzweck des 
§ 237 Abs. 1 KO wird dadurch nicht beeinträchtigt (s. Bley,
JW 1937, 1508), da die Zwangsvollstreckung in das inländi­
sche Vermögen zulässig bleibt. Die Ansicht von Bley, daß 
die Vertretungsmacht der Organe der ausländischen juristi­
schen Person für das Inland fortbestehe, führt zu einer Auf- » 
Spaltung der grundsätzlich nach dem Recht des Sitzes zu re­
gelnden Vertretung, für die kein zwingender Grund vorliegt. 
Selbst wenn der Konkurs in Bayern mangels Wirksamkeit des 
Staatsvertrages keine Wirkungen äußern könnte, wäre ' jeden­
falls die gesetzliche Vertretung der Gemeinsehuldnerin durch 
den Kläger anzuerkennen. Pür die materielle Rechtslage ist 
es im vorliegenden Palle bedeutungslos, ob der Kläger die 
Rechte der Gemeinschuldnerin bezüglich der Klagforderung 
auf Grund des Konkurses als Masseverwalter währnimmt oder 
ob er als die zur gesetzlichen Vertretung der Aktiengesell­
schaft berufene Person auftritt. Es braucht daher auch nicht 
erörtert zu werden, ob der Kläger, wie das Berufungsgericht 
hilfsweise annimmt, den Prozeß deshalb für die Gemeinschuld­
nerin fortführen kann, weil er im Einverständnis mit den 
vor der Konkurseröffnung zur Vertretung befugt gewesenen 
satzungsmäßigen Organen der HOB aufgetreten ist.

VIII. Dem Klaganspruch steht auch § 409 BGB nicht ent­
gegen. Zu Unrecht rügt die Revision seine Verletzung durch
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das Berufungsgericht. Die HOB hat die Abtretung an 
der Beklagten angezeigt, und sie müßte die Abtretung nach 
§ 409 BGB gegen sich gelten lassen, auch v/enn sie nicht 
wirksam wäre. Für die Anzeige gilt das Erfordernis der de­
visenrechtlichen Genehmigung nicht (BGH LM MilKegG 53 Nr. 6). 
Die Anwendung des § 409 BGB kommt aber nicht in Betracht, 
Weil hier der abtretende Gläubiger selbst mit Zustimmung des­
jenigen auf Leistung an sich klagt, der als neuer Gläubiger 
bezeichnet worden ist. R^HI^^hat sich namens der Deutschen 
Notenbank nach den Feststellungen des Berufungsgerichts mit 
der Einklagung durch die HOB und später durch den Kläger ein­
verstanden erklärt (vgl. seine Erklärungen vom 21. Mai 1953 
und 17. Mai 1954). Der Schuldner, der durch § 409 BGB davor 
geschützt werden soll, daß er auf Grund einer unwirksamen 
Abtretung leistet, kann entgegen den Ausführungen der Revi­
sionsbegründung von dem bezeichneten neuen Gläubiger, der 
sein Einverständnis mit der Einklagung durch den bisherigen 
Gläubiger unter Leistung an diesen gegeben hat, nicht mehr 
in Anspruch genommen werden, wenn er an den bisherigen Gläu­
biger auf Grund eines zu dessen Gunsten ergangenen Urteils 
geleistet hat. Nicht anders als bei einer mit seiner Zustim­
mung zurückgenommenen Anzeige (§ 409 Abs. 2 BGB) kann der 
bezeichnete neue Gläubiger nicht geltend machen, nur er sei 
zur Empfangnahme der Leistung berechtigt gewesen. Ob § 409 
BGB überhaupt nur zu beachten ist, wenn sich der Schuldner 
auf diesen Schutz beruft (vgl. BSG NJW 1959» 2087 Nr. 35) 
und ob, wie die Revision meint, das Berufungsgericht Anlaß 
gehabt hätte, die Beklagten auf § 409 BGB hinzuweisen, kann 
auf sich beruhen.

B. Zur sachlichen Begründung des Anspruchs der HCB.

I. Die läage wird in erster Linie auf die beiden Saldo­
mitteilungen und Rechnungsauszüge vom 1. August 1952 per
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30. Juni 1952 gestützt. Das Berufungsgericht verneint chein- 
huchungen und läßt den Einwand der Beklagten, bei den Über­
weisungen und 3)r. an die HCB habe es sich
um "Leerbuchungen" von Sperrmarkguthaben gehandelt, die 
durch unzulässige Auszahlungen bereits "ausgehöhlt" oder 
hierzu bestimmt waren, bereits an § 814 BGB scheitern (S. 32 
UA). Die Beklagte zu 1 habe nach ihren Angaben gewußt, daß 
die Gutschrift zu Unrecht erfolgt sei. Der gleiche Gesichts­
punkt wird gegenüber der Buchung von 20 000 DM (Überweisung 
der Banque pour le herangezogen. Die Rüge der Re­
vision, die Voraussetzungen des § 814 BGB seien zu Unrecht 
für gegeben erachtet worden, ist begründet.

Das Berufungsgericht verkennt einmal, daß die Erteilung 
der Rechnungsauszüge unter Anerkennung des Saldos in Kenntnis 
des Nichtbestehens einer Verpflichtung den Einwendungen gegen 
dio gesamte Klagforderung entgegenstehen würde. Außerdem be­
achtet es nicht, daß der Gesichtspunkt des § 814 BGB nur in 
Betracht käme, v/enn es sich um die Abgabe selbständiger 
Schuldanerkenntnisse im Sinne des § 780 BGB handeln würde.
Bei richtiger und vollständiger Würdigung des Vorbringens 
der Parteien liegen aber solche nicht vor. Die Beklagte zu 1 
hatte sich bereits im Januar 1952 darauf berufen, daß die Kon­
ten "leer" seien und hatte ihren Standpunkt in ihrem Schrei­
ben vom 25. Februar 1952 gegenüber der HCB näher dargelegt.
Der Streit um die sog.' Aushöhlung der Konten blieb offen, 
wie auch die Schroibcn der Beklagten zu 1 zeigen, die im 
unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit den Kontoauszügen 
an die HCB gerichtet worden sind. Das Berufungsgericht prüft 
nicht, ob die Beklagte zu 1 nach den Umständen mit den Konto­
auszügen überhaupt erklärt hat, auf ihre bereits im Januar 1952 
erhobenen und stets aufrechterhaltenen Einwendungen zu ver­
zichten, oder ob die HCB die Übersendung jedenfalls so ver­
stehen konnte. Die Kontoauszüge wurden ersichtlich der HCB 
nur als rechnerische Abschlüsse unter Vorbehalt des Einwands,
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die Guthaben hafteten für bestimmte, besonders gebuchte und 
voraussichtlich uneinbringliche Kredite, erteilt* Da die Be­
klagte zu 1 nach den Umständen nicht den Willen zum Ausdruck 
gebracht hat, die mitgeteilten Salden auch auszohlen. zu 
wollen, ist die Annahme selbständiger Schuldanerkenntnisse 
nicht gerechtfertigt. Mit den Kontoauszügen ist also kein 
vom bisherigen Rechtsgrund unabhängiger Anspruch in Kenntnis 
des Nichtbestehens einer Verbindlichkeit (§ 814 BGB) begrün­
det worden. Das Berufungsgericht geht auch zunächst selbst 
nicht davon aus, die Beklagte zu 1 habe mit den Kontoauszügen 
ihre Einwendungen gegen die Guthaben schlechthin aufgeben 
wollen, denn es prüft die einzelnen Posten der Rechnungsaus­
züge. Es bedarf daher auch keiner Erörterung, ob das Beru­
fungsgericht genügend festgestellt hat, die Beklagte zu 1 
habe die Erklärungen in positiver Kenntnis ihrer mangelnden 
Verpflichtung abgegeben.

II. Das Berufungsgericht hat auch unabhängig von den 
Kontoauszügen die Berechtigung der Klagforderung auf Grund 
der einzelnen Gutschriften auf den beiden Konten der HOB ge­
prüft. Es ist zu dem Ergebnis gekommen, daß die von den Be­
klagten behauptete Nichtigkeit der beiden Konten wegen der 
Absicht, sie als Kreditunterlage für unerlaubte Sperrmarkge- 
ochäftc zu verwenden, nicht schon der Eröffnung der Konten 
ongehaftet habe. Nach seiner Ansicht kann nicht einmal fest­
gestellt werden, daß schon bei den Überweisungen von
118 000 DM und 83 855 DM die Absicht gehabt habe, unzulässige 
Sperrmarkgeschäfte vorzunehmen. Erst recht könne nicht fest­
gestellt werden, daß der Direktor der HOB, damit
einverstanden gewesen soiB Die Beklagten hätten selbst vor- 
getragen, nicht vor dem 19. November 1951 von den illegalen 
Absichten erfahren zu haben.

Diese Ausführungen v/erden dem Vorbringen der Beklagten 
nicht gerecht.* Das Berufungsgericht läßt, wie die Revision
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mit Recht rügt, außer Betracht, daß nach der Darstellung der 
Beklagten die KreditausZahlungen im Hinblick auf die Sperr­
markguthaben, die zustanden oder über die er verfü­
gungsberechtigt war, schon seit dem Frühjahr 1951 in der Art 
im Gange waren, daß L ^ | P  die einzelnen Kreditnehmer be- 
zeiehnete. Die Beklagten hatten damit behauptet, daß die 
Sperrmarkguthaben, die in dieser Weise zur Unterlage von 
Krediten gemacht wurden, keine Forderung auf Auszahlung des 
Guthabens mehr begründeten. Es verstieß gegen Art. I MilRegG 53, 
Sperrmarkguthaben zur Sicherung eines Kredites zu verwenden, 
den die Bank einem Inländer gewährte, nachdem sie das Sperr­
markguthaben auf längere Zeit unkündbar gestellt hatte oder 
sich hatte Zusagen lassen, daß es während der Laufzeit des 
Darlehens bei ihr stehen blieb (Kühne, Handbuch des Devisenk­
redits S. 41, 96; Hocke, Devisenrecht S. 131; OLG Stuttgart 
DDevR 1954, 11; Prüfungsbericht des Oberfinanzpräsidenten 
- Devisenüberwachung - vom 26. Juni 1952 S. 105)» Waren solche 
unzulässigen Sic herungsabreden getroffen, so hatte dies zur 
Folge, daß der Bankvertrag zwischen der Beklagten zu 1 und 
L ^ J ^  über die Guthaben nach § 134 BGB nichtig war und kei­
nen Anspruch auf Auszahlung des Guthabens gev/ährte (BGH Urt. 
v. 4» April I960 - II ZR 111/57 - ■ WM I960, 767). Einem et­
waigen Bereicherungsanspruch des Einlegers würde § 817 Satz 2 
BGB entgegenstehen. Da eine bewußte Umgehung des MilRegG 53 
vorliegen würde, könnten die Geschäfte auch nicht dadurch 
wirksam geworden sein, daß die Beschränkungen bezüglich der 
Sperrmarkguthaben später fortgefallen sind (BGHZ 11, 36; BGH 
BB 1956, 639; 1957, 241). Die Beklagten hatten behauptet, daß 
L ^ ^ ^  bereits seit dem Frühjahr 1951 unter Festlegung seiner 
Sperrmarkguthaben in großem Umfang die Auszahlung von Krediten 
durch die Beklagte zu 1 veranlaßt habe. Sie hatten dies im 
einzelnen durch die Berichte der DevisenÜberwachung belegt.
Für die Nichtigkeit der in dieser Weise benutzten Guthaben 
käme es nicht einmal darauf an, ob tatsächlich Kredite in ent­
sprechender Höhe ausgezahlt worden waren. Das Einverständnis
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des Gläubigers und der Bank, das gesamte Sperrmarkguthaben 
zu gegebener Zeit zur Grundlage solcher Kredite zu machen, 
würde bereits den AusZahlungsanspruch beseitigen. Die Dar­
stellung der Beklagten ging dahin, daß dieses Einverständ­
nis schon bestanden habe, als sich im Jahre 1951 vor der Er­
öffnung der Konten für die HGB herausgestellt hatte, daß mit 
der Genehmigung der ursprünglich geplanten Bankgründung 
nicht mehr zu rechnen war. Die späteren Erklärungen L p ^ | p ,  
bestimmte oder schließlich alle Guthaben seien ’’langfristig”, 
würden dann nur die Bedeutung der Bestätigung haben, daß sie 
tatsächlich zu unzulässigen Kreditgewährungen oder Auszahlun­
gen verwendet worden sind. Auch die Absicht mit den
Überweisungen an die HGB Kaufpreis Zahlungen für ein Aktien­
paket zu bewirken, würde den vorher getroffenen Sicherungs­
abreden nicht notwendig entgegenstehen, weil mögli­
cherweise nur* vorübergehend bis zur Zahlung durch den Käufer 

mit dem Guthaben für den Kaufpreis eintreten wollte 
und möglicherweise der Meinung war, das Guthaben könnte durch 
Rückzahlung der Kredite wieder Ansprüche begründen. Die Aus­
führungen des Berufungsgerichts, die Beklagten hätten selbst 
angegeben, sie hätten vor dem 19. November 1951 nichts von 
den "illegalen Absichten" Lesters erfahren, beruht auf einem 
Mißverständnis ihres Vortrages. Die Beklagten hatten geltend 
gemacht, sie hätten zunächst an echte Kredite für inländische 
Firmen geglaubt und von dem unerlaubten Transfer von Geldbe­
trägen, die als "Kredite" hatte auszählen lassen, erst
später, jedenfalls nicht vor dem 19. November 1951? erfahren.

Hiernach ist es bei richtiger und vollständiger Würdigung 
des Vorbringens der Beklagten entgegen der Ansicht des Beru­
fungsgerichts nicht ausgeschlossen, daß sich die bei der Kon­
teneröffnung vereinbarte Erstreckung der mit L ^ p B  abgespro­
chenen "Bedingungen" auf das neue Konto bereits auf unzuläs­
sige Sperrmnrkgeschäfto bezogen hat.

»
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III. Die für das Konto I mit der Beklagten zu 1
getroffenen Vereinbarungen erstrecken sich nach dem unstrei­
tigen Sachverhalt bei richtiger Auslegung der abgegebenen 
Erklärungen im vollen Umfang auch auf das für die HOB eröff- 
nete Konto. Die HOB hat sich in ihrem Schreiben vom 17. Ok­
tober 1951 auf die Anzeige der Gutschrift von 118 000 DM für 
sie damit einverstanden erklärt, daß die von der Beklagten 
zu 1 mit getroffenen Vereinbarungen für das neue Konto
Geltung haben sollten. Bereits der Überweisungsauftrag war 
mit besonderen Bedingungen für die Eröffnung des neuen Kontos 
verbunden, und auch aus der Gutschrift konnten im Hinblick 
auf das Einverständnis des Empfängers der Gutschrift Rechte 
nur nach Maßgabe der besonderen Abreden mit dem Überweisenden 
erworben werden (vgl. BGH Urt. v. 15. März 1956, II ZR 122/55 
= WM 1956, 220). Eür die Frage, welche Abreden mit dem Über­
weisenden in das Rechtsverhältnis zum Empfänger übergehen, 
ist entscheidend, wie die Erklärung, es sollten die gleichen 
Vereinbarungen wie mit dem bisherigen Gläubiger gelten, gemäß 
§§ 135» 157 BGB auszulegen ist. Das Berufungsgericht hat zu 
Unrecht eino solche Auslegung unterlassen, weil es das Partei­
vorbringen- unrichtig auf gef aßt und zu Unrecht angenommen hat, 
es könnten keine dem Klaganspruch entgegenstehende Abreden 
für das neue Konto Geltung erlangt haben. Die Auslegung kann 
daher durch das Revisionsgericht vorgenommen werden (BGH LM 
Nr. 2 zu § 133 (A) BGB). Weitere tatsächliche Erörterungen 
3ind dazu nicht erforderlich. Die Erklärung enthält eine 
allgemeine Bezugnahme auf die Abreden mit dem Vorgläubiger, 
denen sich der neue Gläubiger unterwirft. Regelmäßig würde 
eine solche Erklärung ergeben, daß die üblichen Vereinbarun­
gen über die Behandlung des Guthabens, insbesondere Uber Fäl­
ligkeit, Kündigung, Zinssatz usw., gemeint seien. Hier lagen 
aber damals besondere Umstände vor, die die Worte "Vereinba­
rungen mit dem bisherigen Einleger" jedem Beurteiler in ande­
ren Lichte erscheinen ließen. Es handelte sich um ein Sperr­
markguthaben, das von bestimmten Ausnahmen abgesehen praktisch
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nur durch Übertragung an einen anderen ausländischen Gläubi­
ger zu einem Kurs verwertet werden konnte, der erheblich unter 
dem der freien Deutschen Mark lag« Von den Gläubigern von 
Sperrmarkguthaben wurde, wie in Bankkreisen im In- und Ausland 
allgemein bekannt war, der Versuch unternommen, mit Hilfe von 
dazu bereiten deutschen Banken die Guthaben trotz der Sperrung 
gewinnbringend zu verwerten. Dazu war insbesondere der Weg 
der Auszahlung von Darlehen durch die Bank im Hinblick auf 
ein Sperrmarkguthaben gewählt worden, das für die Laufzeit 
der Kredite festgelegt wurde. Ein solches Verfahren war unzu­
lässig, aber eine Reihe kleinerer deutscher Privatbanken ist, 
wie verschiedene beim erkennenden Senat anhängig gewesene 
Sachen zeigen, auf das wegen der Zinsdifferenz und etwaiger 
weiterer Vergütungen günstige Geschäft trotz dessen Unzuläs­
sigkeit eingegangen. Auch im vorliegenden Palle handelte es 
sich um ein Sperrmarkguthaben, das bei einer kleineren Privat­
bank, die erst im Wiederaufbau ihres Geschäfts stand, angelegt 
war. Gläubiger des Guthabens war ein amerikanischer Staats­
angehöriger, der mit der in Zürich ansässigen HGB, die sonst 
nur Inlandögeschäftc, insbesondere Hypothekengeschäfte, vor­
nahm, wegen einer Betätigung im Ausland unter Gründung einer 
Bank in Deutschland in Verbindung getreten war und sich auch 
an der HOB beteiligen wollte. Unstreitig wurden ihm dabei 
weitgehende Befugnisse zur Verhandlung für die HGB, z.B. bei 
der Hereinnahme fremder Gelder, insbesondere auch aus Amerika, 
eingeräumt und ihm die Führung der Korrespondenz in diesen 
Angelegenheiten unter dem Namen der HGB überlassen. Wurde 
unter diesen Umständen bei Gelegenheit der Übertragung eines 
Sperrmarkguthabens durch an sie erklärt * die von

über dieses Guthaben getroffenen Vereinbarungen soll­
ten uneingeschränkt auch für sie gelten, so hieß das nach dem 
objektiven Erklärungsinhalt, daß sie mit jeder von L ^ p ^  ge­
troffenen Abrede, mochte sie nach deutschem Devisenrecht zu­
lässig sein oder nicht, einverstanden sei. Die HCB hat nach 
ihrer Darstellung durch ihren Direktor P p S ^  ohne Vorlegung

*

t
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der von L ^ i B  getroffenen Vereinbarungen und ohne Nachfrage 
bei der Anlagebank die Erklärung einer ihr unbekannten deut­
schen Privatbank, über deren Bonität sie sich zunächst erkun­
digen mußte, hingenommen, nach der beträchtliche Sperrmarkbe­
träge den von der Bank nicht näher erläuterten Abreden mit 
einem Britten unterliegen sollten, mit dem die HGB erst kürz­
lich im Zusammenhang mit dem Aufbau eines neuen Auslandsge­
schäfts in Verbindung getreten war« Bie Übernahme unbekannter 
Vereinbarungen mit einem früheren Einleger auf ein neues Gut­
haben durch eine Bank ist bereits an sich ein durchaus unge­
wöhnliches Geschäft. Unter den damaligen Verhältnissen ist 
eine solche Erklärung dahin zu verstehen, daß die HGB sich 
mit sämtlichen, auch etwa nach deutschem Recht unzulässigen 
Vereinbarungen über das Guthaben einverstanden erklärte« Es 
kommt hiernach nicht darauf an, ob der Birektor der HOB, 
P ^ B ^ >  von L ^ B B  über die bereits durchgeführten und noch 
beabsichtigten Geschäfte mit Sperrmark unterrichtet worden 
war. Ob die Peststellung des Berufungsgerichts, sei
entgegen der Aussage i B ^ B  nicht ins Bild gesetzt worden, 
verfehrensrechtlich einwandfrei getroffen worden ist, kann 
daher auf sich beruhen. Ben mit beachtlicher Begründung vor­
gebrachten Rügen der Revision, P ^ B ^  könne insoweit ange­
sichts der unter Beweis gestellten oder bereits nachgewiese- 
nen eigenen unzulässigen Sperrmarkgeschäfte, ferner im. Hin­
blick auf seine Bestrafung wegen Unterschlagung und die schwie­
rige läge der seit 1950 konkursreifen HGB sowie unter Berück­
sichtigung der weiten Passung der Vollmacht l B | B ^  für 
Sperrmarkguthaben keine Glaubwürdigkeit beanspruchen, braucht 
nicht nachgegangen zu werden. Entscheidend ist der objektive 
Sinn der Erklärung, deren Wirksamkeit nicht durch eine begrün­
dete Anfechtung wegen Willensmängel beseitigt worden ist.

Sind unzulässige Abreden mit Lester über dessen Sperrmark­
guthaben getroffen worden, so wirken sie kraft Bezugnahme auch 
gegen die HOB und haben zur Folge, daß auch diese keinen Aus-
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Zahlungsanspruch gegen die Beklagten geltend machen kann

IV. Den in Rede stehenden Abreden unterliegen grundsätz 
lieh die gesamten Rechtsheziehungen, die sich aus dem Bankver 
trag der Beklagten zu 1 mit der HOB ergeben. Auch für weitere 
auf das Konto überwiesene Beträge gelten auf Grund des Bank­
vertrages die Vereinbarungen so, wie sie mit I g e t r o f f e n  
worden sind. Nur insoweit, als die HOB oder mit der
Beklagten zu 1 über bestimmte Beträge abweichende Vereinbarun 
gen getroffen haben (z.B. dahin, daß über sie nur mit Devisen 
genehmigung verfügt werden solle), wären wirksame Guthaben 
entstandeno Es kommt also nicht darauf an, ob bei der Über­
weisung von 83 855 DM durch am 31 • Dezember 1951 noch­
mals vereinbart worden ist, die bisherigen Vereinbarungen 
mit sollten auch für diesen Betrag weitergelten. Die
Überweisung Von '65 000 DM von dem Sperrmarkguthaben Dr. B 
(Dr. ist ebenfalls mit dem Zusatz: "gleiche Bedin­
gungen v/ie beim bisherigen Einleger" erfolgt. Ob damit, wie 
die Beklagten behauptet haben, unzulässige Sicherungsabreden 
gemeint waren, kann dahingestellt bleiben, denn auch ohne 
solche erstrecken sich kraft der bei der Eröffnung des Kontos 
getroffenen allgemeinen Abrede, die Vereinbarungen mit 
seien für das neue Konto maßgeblich, diese auf die neuen Ein­
gänge, wenn sie nicht ausgenommen worden sind. Das Schreiben 
der Beklagten zu 1 an die HOB vom 14« November 1951, durch 
das bestätigt wurde, daß die HOB über die "zur Zeit bei uns 
eingelegten neuerworbenen Sperrmarkguthaben im Rahmen der 
deutschen Devisenbestimmungen frei, verfügen" könne, ergibt 
keine Aufhebung der besonderen kurz zuvor bei der Eröffnung 
des Kontos getroffenen Vereinbarungen. Es enthält lediglich 
eine Bestätigung der nach Ansicht der Beklagten zu 1 nach Maß­
gabe der bei der Anlegung getroffenen Vereinbarungen noch be­
stehenden Sperrmarkguthaben, die infolge unzulässiger Abreden 
jedoch keinen AusZahlungsanspruch mehr begründeten. Es kann
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daher dahingestellt bleiben, ob überhaupt ohne Devisengenehmi­
gung durch die Bestätigung wieder wirksam Guthaben geschaffen 
werden konnten«

V. Auch der auf ein Sonderkonto gebuchte, von der Banque 
pour le überwiesene Betrag von 20 000 DM unterliegt
den für das Hauptkonto bei der Eröffnung getroffenen Verein­
barungen. Ein besonderer Bankvertrag ist hierüber nicht ge­
schlossen worden. Es handelt sich um ein Unterkonto ohne 
selbständige rechtliche Bedeutung für den Betrag von 20 000 DM, 
von dem auch P ^ p p p  nicht bestätigt hat, daß er aus Mitteln 
der HOB herrührte. Nach den Peststellungen des Berufungsge- 
richts handelt es dich um die aus nicht mehr erklärbaren 
Gründen auf dem Konto der HOB gebuchte Rückzahlung eines Dar­
lehens, das die Beklagte zu 1 fuf Veranlassung einem
Dritten gewährt hatte. Pür diesen Betrag sind daher ebenfalls 
die von L f l p P  getroffenen Abreden maßgeblich.

VI. Der Betrag von 9 000 DM ist von der Banque pour le 
C ^ p | ^  zur Bezahlung von Notariatskosten überwiesen worden. 
Diese Kosten sind in Höhe von 8 664 DM von der HOB aus dem 
Sonderkonto mit Devisengenehmigung gezahlt worden. Der Rest­
betrag unterliegt ebenfalls den für das gesamte Konto getrof­
fenen Abreden.

VII. Bezüglich der Überweisung eines Sperrmarkguthabens 
von 100 000 DM auf das Konto der HOB, das mit Mitteln der 
M^^pk (Export und Import), N^pP^fc, Inhaber K^|JP, erworben 
worden war, hat der Kläger behauptet, daß L ^ p ^  über diesen 
der HOB treuhänderisch für KippP zustehenden Betrag nicht 
habe verfügen dürfen und auch nicht verfügt habe. lP P P  hat 
nach den Feststellungen des Berufungsgerichts (S. 29 UA) der

i
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Beklagten zu 1 ausdrücklich erklärt, daß dieser Betrag mit 
seinen Sperrmarkgeschäften nichts zu tun habe. Die Rüge der 
Revision, das Berufungsgericht habe zu Unrecht diesen Betrag, 
von dem noch ein Teil von 70 000 DM geltend gemacht wird, 
nicht zur "Gruppe gerechnet, ist unbegründete Da es
allein auf die von B ^ | ^  gegenüber der Beklagten zu 1 be­
züglich dieses Postens abgegebenen Erklärungen ankommt, 
konnte die Vernehmung ohne Verfahrensverstoß unter­
bleiben. Das Berufungsgericht hat aber den von den Beklagten 
erhobenen Einwand der Zahlung des Restbetrages von 70 000 DM 
nicht rechtsirrtumsfrei behandelt. Es nimmt an, daß die be­
hauptete Zahlung 311 außer Betracht bleiben
müsse, weil B^p|^P seine daraus möglicherweise herzuleitenden 
Ansprüche nicht an die Beklagten abgetreten habe. Das Beru­
fungsgericht prüft die Behauptungen der Beklagten nicht voll­
ständig, wie-die Revision zutreffend rügt. Die Beklagten haben 
sich darauf berufen, B ^ ^ p  habe nach der Zahlungsverweigerung 
der Beklagten zu 1, die auch diesen Betrag in die Haftung für

N

die ausgczahlten Kredite einbezog, den Restbetrag von 70 000 DM 
an über die HOB oder direkt (Schriftsatz vom 3® Juli
1957 S. 14 Bl. 595) gezahlt und damit die Forderung aus dem 
Guthaben insoweit zum Erlöschen gebracht (vgl. auch Schrift­
satz vom 18. Januar 1957 Bl. 505; Schriftsatz vom 11. Februar
1958 S. 8 Bl. 660; Schriftsatz vom 11. November 1958 S. 38 
Bl. 841; Schriftsatz vom 11. Februar 1959 Bl. 1016). Es war 
hiernach zu prüfen, ob B d i e  von der Beklagten zu 1 ge­
schuldete Beistung durch Zahlung an die HOB gemäß § 267 BGB 
als Dritter erbracht hat, weil er erkennbar in der Absicht, 
deren Schuld zu tilgen, gehandelt hat. Dies könnte sich daraus 
ergeben, daß er K ^ ^ p v o r  Schaden durch das Festfrieren auch 
seines Guthabens bewahren und mit den Zahlungen die HOB ledig­
lich on Stelle der Beklagten zu 1 in den Stand versetzen wollte, 
Kullak als ihren Treugeber zu befriedigen. Die HOB soll auch 
mit den überwiesenen Beträgen entsprechend verfahren sein und 
K ^ ^ P  soll im »Konkurs der HOB keine Forderungen mehr ange- 
meldet haben. Soweit direkt an einen Vertreter von Ktf^P und
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nicht an die HOB gezahlt worden sein sollte, könnte^ das Gut­
haben erloschen sein, weil die HOB mit dieser Zahlungsweise 
einverstanden war oder sie später genehmigt hat (§§ 362 
Abs. 2, 185 BGB). Für eine solche Einwilligung könnte es 
sprechen, daß die HCB von ihren Verpflichtungen gegenüber 

befreit zu werden wünschte und dieser Zweck auch 
durch eine Zahlung an den Vertreter von erreicht
wurde. Soweit hiernach an die HCB mit der Zweckbe­
stimmung der Befriedigung des Guthabens der HCB. in Höhe der 

als Treugeber .zustehenden Beträge zahlte, käme eine 
Verrechnung mit etwaigen eigenen Verbindlichkeiten 
gegenüber der HCB nicht in Betracht. Das Vorbringen der Be­
klagten bedarf mithin weiterer Prüfung unter den erörterten 
rechtlichen Gesichtspunkten. Die Beklagten haben im einzelnen 
dargelegt, wann und wie die Zahlungen erfolgt sind (Bl. 594, 
841). Der Zeuge hat sich hierzu bereits geäußert. Erst
wenn das Berufungsgericht zu dem Ergebnis kommen sollte, die 
Zahlungen seien nicht oder jedenfalls nicht mit. der Wirkung, 
daß das Guthaben der HCB in entsprechender Höhe erloschen 
ist, erfolgt, wäre zu erörtern, ob L ^PPI später Uber das 
Guthaben auf Grund der Vollmacht für die HCB auch insoweit 
verfügt hat, als die.Einlage K ^ J B ^ n  Frage steht, und ob 
die HCB ihren Zahlungsanspruch aus dem Guthaben hierdurch . 
auch insoweit verloren hat. Zu dieser Frage braucht jetzt 
keine Stellung genommen zu werden.

VIII. Die weiteren von der Revision noch erörterten 
Überweisungen auf das Konto der HCB seitens der 
AG und der Bank für bedürfen keiner Prüfung, da
der Kläger Ansprüche aus diesen Überweisungen nicht herge­
leitet hat (vgl. S. 34 UA).

IX. Hach alledem kann das angefochtene Urteil nicht 
bestehen bleiben. Die Sache ist zur Endentscheidung reif, so-
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weit es nur darauf ankommt, ob zwischen und der Be­
klagten zu 1 unzulässige Abreden über das Konto getroffen 
waren, von dem er einen Betrag von 118 000 DM auf das neu 
eröffnete Konto der HOB unter Bezugnahme auf sämtliche be~ 
stehende Vereinbarungen überwiesen hat. Der Kläger hat selbst 
vorgetragen, die Beklagte zu 1 habe im Zusammenwirken mit 
L ^ P ^ P  Kredite im Hinblick auf seine Sperrmarkgut haben und 
unter deren vermeintlicher Haftung bereits vor der Eröffnung 
des Kontos für die HOB gev/ährt. Er meint allerdings irrig, 
die Guthaben seien dadurch mangels Devisengenehmigung
nicht berührt worden. Nach der Darstellung des Klägers hat 
gerade bei den beiden Konten L^PI^P, von denen Überweisungen 
an die HOB vorgenommen worden sind, die Praxis der Gev/ährung ' 
unzulässiger Kredite bestanden (Bl. 1260). Dies stimmt mit 
dem Bericht des. Oberfinanzpräsidenten Gruppe Devisen­
überwachung, vom 26. Juni 1952, 3. 29» 55 (Bl. 697-, 703), 
auf den sich auch der Kläger bezogen hat, und der Aussage

(Bl. 791) sowie den Angaben der Beklagten zu 1 über­
ein, die sich wegen dieser Verstöße einer Buße unterworfen 
hat. Ob tatsächlich bereits Kredite ausgezahlt waren, die die 
Guthaben voll 11 aushöhlten11, ist ohne Bedeutung. Ebenso
kommt es nicht darauf an, ob besondere "Verpfändungserklärun- 
genn I>^|p^^ bezüglich dieser Guthaben abgegeben worden waren. 
Unstreitig bestand zwischen Lp f P P  der Beklagten zu 1 
Einverständnis über die Benutzung der Guthaben nach dem 
Wunsch D ^ f P P  als Unterlage für Inlandskredite. Bereits 
darauf folgte die Nichtigkeit der Guthaben (vgl. BGH Y/M I960, 
767), die sich auf das für die HOB eröffnete Konto und grund­
sätzlich alle dort eingehenden Überweisungen erstreckte, v/eil 
auch dieses Konto den unzulässigen Vereinbarungen.über die 
Haftung für Kredite an Inländer unterworfen worden war.

X. Der .hilfsweise vom Kläger erhobene Bereicherungsan- 
Spruch ist unbegründet. Der Kläger hat nicht dargetan, daß 
die Beklagte zu 1 auf Kosten der HOB etwas ohne rechtlichen

9
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Grund erlangt hat (§ 812 BGB). Die der Beklagten zu 1 erteil­
ten Aufträge zur Überweisung von Sperrmark auf das Konto der 
HOB haben (abgesehen von der Überweisung zu keiner
wirksamen Gutschrift auf deren Konto geführt, weil der über 
dieses Konto geschlossene Bankvertrag wegen Verstoßes gegen 
§134 BGB nichtig war und die Gutschrift daher keinen Auszah­
lungsanspruch begründete. Die mit den Überweisungsaufträgen 
beabsichtigte Leistung der überv/eisenden an die HCB ist nicht 
durchgeführt worden. Daraus könnten sich allenfalls Ansprüche 
der Auftraggeber auf Herausgabe ergeben (§ 667 BGB), wenn die 
zu überweisenden Beträge infolgedessen bei der Beklagten zu 1 
verblieben sind. Dagegen hat die HCB keine Beeinträchtigung 
ihres Vermögensstandes dadurch erlitten, daß die Aufträge 
zur Gutschrift auf ihrem Konto nicht wirksam ausgefuhrt wer­
den konnten. Eine Bereicherung, der Beklagten zu 1 infolge der 
unausführbaren Überweisungsaufträge auf Kosten der HCB, wie 
sie § bl2 BGB voraussetzen würde, scheidet mithin von vornherein 
aus. Es bedarf daher keiner Erörterung, ob die im Zusammenhang 
mit den Sperrmarkguthaben von der Beklagten zu 1 gewährten Kre­
dite ihre Bereicherung ausschließen. Ebenso braucht nicht 
darauf eingegangen zu werden, ob hier einem etwaigen Bereiche- 
rungcanspruch der HCB § 817 Satz 2 BGB entgegenstehen würde 
und ob dieser Einwand auch gegenüber dem Kläger erhoben werden 
könnte.

XI. Auch der Gesichtspunkt der unerlaubten Handlung 
(§ 826 BGB), auf den sich der Kläger noch stützt, scheidet aus. 
Die Beklagte zu 1 hat die Abrede, mit über die unzuläs­
sigen Kredite bereits vor der Errichtung des Kontos der HOB 
getroffen. Es ist nicht dergetan, daß die Beklagte zu 1 davon 
ausgegangen ist, die HCB habe* von diesen Abreden nichts
erfahren und sei sich daher der Gefahr nicht bewußt gewesen, 
keine Ansprüche aus dem Guthaben zu erwerben. Das Berufungsge­
richt hat festgestellt, die Beklagte zu 1 habe den Mißbrauch 
der Vollmacht der HCB durch L ^ ^ ^  nicht erkannt. Das setzt
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voraus, daß sie auch vor deren Erteilung bei der Eröffnung 
des Kontos für die HOB der Meinung gewesen ist, diese sei 
über die von ihr mit L ^ | ^  getroffenen Vereinbarungen im 
Bilde» Ein vorsätzliches sittenwidriges Verhalten der Beklag­
ten zu 1 zum Nachteil der HOB, indem sie Überweisungen auf 
dem Konto der HOB trotz der Haftungsvereinbarung ("Aushöhlung") 
gutbrachte9 kann daher nicht angenommen werden, so daß nicht 
zu erörtern ist, worin ein hierdurch verursachter Schaden 
der HCB bestehen könnte»

XII» Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben» Die 
Tcilklago in Höhe von 378 000 DM (nicht 378 859 DM, die ur­
sprünglich oingeklagt waren), der durch das Vorbehaltsurteil 
stattgegeben worden ist, erweist sich somit nach dem Ergebnis 
des Nachverfahreris bezüglich des in erster Linie aus dem 
Konto Nr» 574 geltendgemachten Betrages von 11 700 DM als 
unbegründet» Der Restanspruch von 366 300 DM aus dem Konto 
Nr» 561 ist nicht gerechtfertigt, soweit es sich nicht um 
den Betrag von 70 000 DM - Restguthaben - (nebst den
gegebenenfalls neu zu berechnenden Zinsen von den sog» Gut­
haben Dritter in Höhe von 364,45 DM) handelt» Die Klage aus 
dem Konto Nr. 561 ist daher in Höhe von 295 955,55 DM unbe­
gründet. In Höhe von insgesamt 307 635,55 DM war daher die 
Berufung des Klägers gegen das die Klage unter Aufhebung des 
Vorbehaltsurteils abweisende Urteil des Landgerichts vom 
25. Februar 1957 zurückzuv/eisen. Wegen des restlichen Klagbe- 
treges von 70 000 DM (nebst 364,45 DM) bedarf es weiterer 
tatsächlicher Erörterungen im Hinblick auf den Zahlungseinwand. 
Die Sache war daher in diesem Umfange zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverwei­
sen. Die Kosten des Rechtsstreits waren zu 4/5 dem Kläger
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aufzuerlegen (§§ 919 92 ZPO)« Die Entscheidung über die 
restlichen Kosten des Rechtsstreits war dem Berufungsgericht 
zu überlassen«.

Dr.Nastelski Dr«Haidinger Dr«Pischer Dr«Nörr Liesecke
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